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Elektrische Rollstühle: Rechtliche und verkehrsmedizinische Aspekte bezüglich der Ver-
kehrsteilnahme in Italien 
 
 
Dr. Barbara Avesani; Dr. Paolo Fait; Dr. Giovanna Zanirato; Sanitätsbetrieb der Autonomen Pro-
vinz Bozen, Gesundheitsbezirk-Bozen, Dienst für Rechtsmedizin. 
 
 

   
 
(Bild 1) Elektrischer Rollstuhl „Skooter“  (Bild 2) Elektrischer Rollstuhl „Standard“ 
 
 
Einführung:  
Für einige Menschen mit Behinderung wäre ohne elektrischen Rollstuhl, ein hinreichend autonomes 
Leben nicht möglich. Aufgrund der neuen italienischen Straßenverkehrsordnung, dürfen aber diese 
wichtigen ‚Lebenshilfen’ nicht im Straßenverkehr benützt werden.  
 
 
Rechtliche Aspekte der Teilnahme am Verkehr  
Die rechtlichen Voraussetzungen für den Einsatz elektrischer Rollstühle im Straßenverkehr, ist der-
zeit noch nicht ausreichend geklärt. Das Problem besteht darin, dass Rollstühle dieser Art,  von der 
italienischen Straßenverkehrsordnung gegenwärtig als Fahrzeuge eingestuft werden. Demnach dür-
fen Menschen mit Behinderung mit diesen Rollstühlen weder in der Fußgängerzone noch auf dem 
Gehsteig fahren, und auch die Teilnahme am Straßenverkehr ist nicht erlaubt. Wenn sie jedoch als 
Leichtmotorräder eingestuft würden, könnten sie auf der Straße fahren.  Dazu kommt noch, dass 
sämtliche handelsüblichen Rollstuhl-Typen nicht EU-konform sind. Kaum eine Versicherung über-
nimmt die Haftung für Fahrzeuge, die keine Zulassung haben. Dies wiederum hat zur Folge, dass 
sie auch keine amtliche  Zulassung erhalten. In unserem 1Sanitätsbetrieb in Bozen versucht man 
sich gegen eventuelle Haftungsklagen und Entschädigungsforderungen abzusichern. 
 
Die Menschen mit Behinderung, deren Gehfähigkeit schwer eingeschränkt ist, haben Anrecht diese 
elektrische Rollstühle zu bekommen. Der Invalide kann einen Beitrag bekommen, um den elektri-
schen Rollstuhl zu kaufen. Der Beitrag kann bis zu 100%  der Anschaffungskosten decken. Der 
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Beitrag wird vom Sanitätsbetrieb  bezahlt, und die entsprechende Genehmigung wird von einem 
Rechtsmediziner des Dienstes für Rechtsmedizin genehmigt. 
Der Sanitätsbetrieb kann diese Fahrzeuge genehmigen, unter der Voraussetzung, dass der Mensch 
mit Behinderung sich einer fachärztlichen Untersuchung unterzogen und eine verkehrspsychologi-
sche Visite [4] gemacht hat. Dass der Mensch mit Behinderung dieses Fahrzeug braucht, muss bei 
der ärztlichen Visite, von fachärztlicher Seite, mit der entsprechenden Diagnose, eigens verschrie-
ben werden. 
 
Bei der verkehrspsychologischen Visite werden folgende Testsysteme verwendet: Wiener Testsys-
tem der Firma Schuhfried, ART 2020 vom Kuratorium für Verkehrssicherheit und Korporal von der 
Firma I.T.E.A. Falls notwendig wird auch eine praktische Fahrprobe durchgeführt.  
 
Die Italienische  Straßenverkehrsordnung [1], [2] sieht vor, dass die elektrischen Rollstühle nicht 
mehr als 110 cm lang und 50 cm breit sein dürfen, und dass die Geschwindigkeit maximal 6 km/h 
betragen darf. 
 
In Wirklichkeit werden von den Firmen Rollstühle hergestellt und verkauft, die folgende Eigen-
schaften aufweisen: Sie sind zwischen 136 und 143 cm lang und 63 cm breit, und die Höchstge-
schwindigkeit beträgt 15 km/h. 
 
Welche sind nun die rechtlichen Konsequenzen: 
 
Solche elektrische Rollstühle dürfen laut StVO, weder in der Fußgängerzone noch auf dem Geh-
steig fahren; 
Die meisten Menschen mit Behinderungen fahren aber mit diesen Verkehrsmitteln auf öffentlichen 
Straßen. Es handelt sich somit um rechtswidrige Handlungen.  

 
Welche Voraussetzungen müssten solche Verkehrsmittel besitzen um auf öffentlichen Straßen 
zu fahren? 
Um auf der Straße zu fahren, müssen solche Fahrzeuge ein Nummernschild, eine Versicherung und 
ein Autobüchlein besitzen. 
Der Fahrer muss den Führerschein besitzen und mit Sturzhelm fahren.  
In der Praxis wird die Sektion  für Invalidenbetreuung der Rechtmedizin in Bozen solche elektri-
sche Rollstühle genehmigen. 
Auf Italiens Straßen sieht man nicht selten diese elektrischen Rollstühle (obwohl es verboten ist) 
 
 
Konsequenzen für die Verkehrssicherheit 
In der Stadt Bozen (ca. 100.000 Einwohner) werden jährlich in etwa 10 elektrische Rollstühle ge-
nehmigt.  
Um beim Beispiel von Bozen zu bleiben,  sind dort in den letzten Jahren 2 Verkehrsunfälle passiert:  

o beim ersten Unfall starb ein Lenker (ein Invalide);  
o beim zweiten Verkehrsunfall wurde ein Lenker schwer verletzt 
 

Initiativen und Vorschläge der Politik  
Ein Südtiroler Landtagsabgeordneter (Holzmann) hat aufgrund obengenannter Problematik eine 
Änderung der  italienischen Straßenverkehrsordnung vorgeschlagen. Er hat eine Zulassung der e-
lektrischen Rollstühle für Menschen mit Behinderungen für den öffentlichen Straßenverkehr vorge-
schlagen, wobei  diese als Leichtmotorräder bzw. „atypische“ Fahrzeuge zu gelten zu lassen seien. 
Nach Jahren der Polemiken und Diskussionen,  haben Ende 2008 die Techniker des Ministeriums - 
in Zusammenarbeit mit der EU-Kommission - schriftlich festgelegt, dass elektrische Rollstühle 
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nicht zur Kategorie der Fahrzeuge gehören, da diese zu den medizinischen Hilfsmitteln gezählt 
werden müssen. Der Vorschlag des südtiroler Landtagsabgeordneten, diese Rollstühle zu den 
Leichtmotorrädern bzw. zu den „atypischen“ Fahrzeugen zu zählen, wurde somit fallen gelassen. 
 
Eine Neudefinierung der technischen Merkmale von Rollstühlen ist also nicht möglich, da die EU-
Kommission festgestellt hat, dass diese medizinische Hilfsmittel [3] sind und daher nicht in die na-
tionale Gesetzgebungskompetenz fallen.  
Somit müsste eine Alternative gesucht werden wie z.B. eine Neu-Reglementierung der Fußgänger-
zonen. Der derzeitige Verkehrsminister A. Matteoli hat daher angekündigt, dass das Ministerium in 
der nächsten Sitzung ein technisches Komitee einberufen wird, welches für die Ausarbeitung eines 
eu-richtlinienkonformen Lösungsvorschlages zuständig sein soll.  
 
Konsequenzen für die Verkehrssicherheit 
Aufgrund der oben beschriebenen Problematik haben die Sanitätsbetriebe  in Südtirol  eine eigene 
Versicherung für Menschen mit Behinderung abgeschlossen.   

 
Sollte ein Invalide einen Verkehrsunfall (natürlich ohne Vorsatz) verursachen, so ist er versichert.  
Diese Entscheidung wurde getroffen um für Menschen mit Behinderung eine bessere Lebensquali-
tät zu erreichen, und ihnen wenigstens ein halbwegs selbständiges Leben zu ermöglichen 
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